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Die dreistesten Rechtsbeugungen der Karlsruher Verbrecherbande

Das Fundament der Ethik

Sind die ethischen Normen von Gott gegeben, oder beruhen sie auf einer Übereinkunft der Menschen untereinander? Selbst die größten Verbrecher haben eine „Moral“, durch die sie über​le​ben und Verbrechen begehen können. Das Gebot „Du sollst nicht morden“, „Du sollst nicht stehlen“ u. s. w. schützt die Angehörigen der eigenen Gangsterbande. Es schützt aber weder die Angehöri​gen konkurrierender Verbrecherbanden noch den Rest der Bevölkerung. 

In gleicher Weise funktionieren Staaten. Wie eine Verbrecherbande sichert ein Staat da​durch sein Fortbestehen, daß er es unterbindet, daß jeder jeden umbringt. Doch das schließt nicht aus, daß ein Staat raubend und mordend über Nachbarstaaten herfällt. Vor derartigen Überfällen schützt sich ein Staat durch Bündnisse mit anderen Staaten. Da Einigkeit bekanntlich stark macht, dienen Bündnisse auch dazu, raubend und mordend über gegnerische Bündnisse herzufallen. Das sind die Mechanismen, wie Politik in Geschichte und Gegenwart funktioniert. 

Dann gibt es angeblich „zivilisierte“ Staaten, in denen die Umgangsformen der Gangster durch Recht und Gesetz abgelöst seien. Daher wurde es als Zivilisationsbruch empfunden, daß Deutsch​land im August 1914 das neutrale Belgien überfiel, um Frankreich angreifen zu können. Das war für England ein „gefundenes Fressen“, um in den Ersten Weltkrieg einzutreten. Wieso war der deutsche Einfall in Belgien ein Zivilisationsbruch? Die Belgier hatten im Kongo übel ge​haust, und die Briten waren in Indien und in viele Teile der Welt eingefallen. Doch dieser Hinweis wäre 1914 als unsach​lich empfunden worden, wie es heute als unsachlich empfunden wird, wenn man den heutigen Ba​bycaust mit Hitlers Holocaust vergleicht. Die „Wilden“ in Afrika, in Indien und anderswo mögen zwar Menschen sein, jedenfalls aber nicht Menschen im gleichen Sinne wie die „zivilisierten“ Europäer. Auf diesem gedanklichen Hintergrund wurden Massaker in den Kolonien, wie sie durchaus üblich waren, nicht als Völkermord empfunden. Auf diesem geistesgeschichtli​chen Hintergrund müssen wir Hitler verstehen. Bei ihm beschränkte sich das „Untermenschentum“ nicht auf Afrikaner, sondern es wurde auf Juden, Slawen und Geisteskranke ausgedehnt. Auf die​sem geistesgeschichtlichen Hinter​grund erscheinen Hitlers umfangreiche Menschentötungen nicht als der Zivilisationsbruch, als wel​cher sie heute wahrgenommen werden. 

Hitler war nicht in dem Sinne ohne jegliche Moral und Ethik, daß er alle umgebracht hätte. Er tötete nur diejenigen, die er für schädlich hielt, und ließ die anderen am Leben. Nur wer sich au​ßer​halb der „Volksgemeinschaft“ befand, wurde getötet. Die Normen für diese Ethik wurden von der damaligen „Gesellschaft“ entwickelt, also von Hitler und seiner Partei. Die Frage, ob die Blut​taten gottwohlgefällig sind, wurde nicht thematisiert. Dieses Ignorieren des Gotteswillens war die Voraus​setzung für den Völkermord. 

Unter dem Eindruck des großen Blutvergießens, das die Abkehr von Gott hervorgebracht hatte, haben die Väter des Grundgesetzes in deren Präambel den Gesetzgeber an seine Verant​wortung vor Gott erinnert. Das war damals eine klare und bewußte Entscheidung gegen die Nazi​barbarei. Die Verantwortung vor Gott soll den Handlungsspielraum selbst von demokratisch legiti​mierten Mehr​heiten einschränken. So darf keine auch noch so überwältigende Mehrheit jemals wieder eine Min​derheit oder eine Bevölkerungsgruppe außerhalb der „Volksgemeinschaft“ zur Tötung freigeben. Auf derartigen christlichen Werten sind die Grundrechte (Art. 1-19 GG) erwach​sen. Diese haben im Un​terschied zu den anderen Artikeln des Grundgesetzes Ewigkeitscharakter. Das heißt, keine auch noch so überwältigende Mehrheit darf ein Grundrecht in seinem Wesens​gehalt antasten (Art. 19, Abs. 2 GG). Die Idee des Rechtsstaates ist, daß auch Mehrheiten an Recht und Gesetz gebunden sind. Um Minderheiten vor der Willkür durch die Mehrheit zu schüt​zen, gibt es das Bundesverfas​sungsgericht. Regierung, Gesetzgeber, Verwaltung und jeder ein​zelne Bürger sind verpflichtet, sich an das Grundgesetz zu halten. Doch das Grundgesetz besteht lediglich aus Papier und Drucker​schwärze. In dem Maße, in dem die Verantwortung vor Gott (Prä​ambel des Grundgesetzes) ignoriert wird, werden Papier und Druckerschwärze als Bollwerk des Rechtsstaates wirkungslos. Ohne Bin​dung an Gott verkommt der angebliche Rechtsstaat zu einer Gangsterbande, in der das „Recht des Stärkeren“ zur Rechtsnorm erhoben wird. 

Ein besonders offensichtliches Zeichen der Transformation der Bundesrepublik Deutschland zur Gangsterbande ist die staatliche Unterstützung der vorsätzlichen Tötung solcher Mitbürger, die sich noch in den Leibern ihrer Mütter befinden. Für die Tötung Erwachsener und für Kriege kann man irgendeine Rechtfertigung herbeilügen. Aber bei solchen Personen, die noch nie die Leiber ihrer Mütter verlassen haben, ist es besonders offensichtlich, daß sie kein todeswürdiges Verbre​chen be​gangen haben konnten. Folglich kann man solche Menschen nur dann töten, wenn man gedanklich davon ausgeht, daß es keine Moral und keine Ethik gäbe. Und genau das ist die Auf​fassung von Kriminellen. Ein Tötungsverbot beruht dann lediglich auf Absprachen der Gangster untereinander und bleibt auf die Angehörigen der eigenen Gangsterbande beschränkt. Nicht zu unserer Gangster​bande oder zu unserer „Volksgemeinschaft“ gehören derzeit die Kinder im Mut​terleib. Sie gelten le​diglich als Teil des Körpers ihrer Mütter („Mein Bauch gehört mir“), so daß de​ren Lebensrecht durch ihre Mütter und durch deren Umfeld gewährt oder verweigert wird.

Doch aufgrund geänderter Interessenlage kann sich die Abgrenzung der Gangsterbande und folglich die Grenze des Tötungsverbots ändern. So kommt es, daß Gangster, die ursprünglich zur selben Bande gehörten, sich gegenseitig umbringen. So ließ Stalin den Trotzki ermorden und Hitler den SA-Chef Röhm. Wenn wir 90 oder 100 Jahre alt sind und zu senil, um zu erkennen, daß unser Dahinvegetieren weder mit den Erfordernissen eines „sozialverträglichen Frühablebens“ noch mit unserer „Menschenwürde“ vereinbar sei, dann werden Renten- und Krankenkassen und die Erben, also die besorgten Angehörigen, uns die gleiche „Barmherzigkeit“ erweisen, wie sie einem alters​schwachen Hund erwiesen wird. Während der Nazizeit hatte mancher beruhigt fest​gestellt: „Ich bin doch kein Jude“, „ich bin doch kein Zeuge Jehovas“, „ich bin doch nicht geistes​krank“, „ich bin doch kein sowjetischer Kriegsgefangener“ u. s. w., und dann wurde die Personen​gruppe ermordet, der er persönlich angehört. Heute denken viele: „Ich bin doch nicht mehr im Mutterleib“. Doch wenn Men​schen sich anmaßen, die Grenze des Tötungsverbotes willkürlich zu verändern, dann ist niemand mehr seines Lebens sicher. Somit bedroht der Kindermord unser aller Leben. Die Niederlande waren Vorreiter beim Kindermord; später wurden sie Vorreiter bei der Ermordung der Senioren. Und Deutschland befindet sich auf dem gleichen Weg. 

Die Geister scheiden sich nicht am Nationalsozialismus, sondern an Christus. Wird Christus verworfen, dann werden die Unterschiede zwischen Nationalsozialismus, Marxismus, Demokratie und anderen Ideologien zum Kleinkram. Das sieht man auch daran, daß, obwohl alle auf den toten Hitler schimpfen, weltweit ein Babycaust stattfindet, dessen Ausmaß Hitlers Holocaust als gering​fügig erscheinen läßt. Zum Babycaust äußerte sich der ehemalige Bundesverfassungsrichter
 Prof. Dr. Willi Geiger (1909-1994): "Ein Po​stulat, es gäbe im Rechtsstaat solche, die über frem​des Leben eines Unschuldigen verfügen dürfen und solche, die sich diesem Verfügungsanspruch unterwer​fen müs​sen, es gäbe also in unserer Gesellschaft von Rechts we​gen Killer und Opfer, zerstört das Recht und den Rechtsstaat in seiner Wurzel" (Willi Geiger, Zum Stand der Neuregelung des Le​bens​schut​zes Un​geborener, Schriftenreihe der Juri​stenvereinigung Lebensrecht e.V., Nr. 9, 1992, S.29 ff.; 30). Das bedeutet: Der Rechtsstaat, falls es ihn jemals gegeben haben sollte, ist dadurch ab​geschafft, daß es von Rechts wegen Killer und deren Opfer gibt. Denn das Bollwerk des angebli​chen Rechts​staates bestand lediglich aus Papier und Druckerschwärze. Und dieses papierene Bollwerk sollte von Bundesverfassungsrichtern verteidigt werden. Die alten Richter gingen in den Ruhestand und neue Richter wurden vom Bundestag und vom Bundesrat, also von Politikern, er​nannt. Als die Nazis Richter ausgewählt hatten, da wurden solche Bluthunde wie Roland Freisler vom Volksgerichtshof ernannt. Wenn heute die Architekten des Babycausts die Bundesverfas​sungsrichter auswählen, dann werden sie ähnlich wie die Nazis nur ihresgleichen ernennen. Und solche Lumpen, die nicht in der Verantwortung vor Gott handeln, die werden sich doch nicht durch Papier und Druckerschwärze, aus denen das Grundgesetz besteht, von Rechtsbeugungen abhal​ten lassen. Folglich ist wie bei den Nazis Rechtsbeugung bis hin zum Bundesverfassungsgericht gang und gäbe. 

Selbst die gedankliche Unterscheidung von Übermenschen und Untermenschen besteht heute in der Justiz fort. Als ich Verfassungsbeschwerde gegen meine Verurteilung wegen angebli​cher Be​leidigung eines „gesetzestreuen“ Tötungsspezialisten für ungeborene Kinder einlegte, wurde diese vom Bundesverfassungsgericht nicht zur Entscheidung angenommen.
 Begründet wurde dies u. a. damit, daß ein „vermeintliches Unrecht“ mir nicht das Recht gäbe, anderen Un​recht zuzufügen. Aus dieser Begründung schlußfolgerte ich, daß vorsätzliche Menschentötungen im Karlsruher Juristen​deutsch „vermeintliches Unrecht“ heißen. Nach dieser Erweiterung meines juristischen Wortschatzes schrieb ich vom „vermeintliche(n) Unrecht von Auschwitz“,
 um die dorti​gen Menschentötungen zu beschreiben. Das sei „Leugnung“ des nationalsozialistischen Völker​mordes. Und diese „Leugnung“ wurde in einen anderen Text
, in dem das Karlsruher Juristen​deutsch nicht vorkommt, hineininterpre​tiert; und ich wurde wegen „Volksverhetzung“ zu einem Jahr Gefängnis ohne Bewährung verurteilt.
 Ich kam somit deshalb ins Gefängnis, weil ich über die Tötung der höchsten Übermenschen, als die die Juden heute gelten, in gleicher Weise ge​schrieben habe, wie Bundesverfassungsrichter sich über die vorsätzliche Tötung der niedersten Untermenschen äußern. Ich mußte ein Jahr wegen an​geblicher Holocaustleugnung ins Gefängnis. Doch wenn Bundesverfassungsrichter den Babycaust leugnen, dann ist das strafrechtlich nicht relevant. Dieses Messen mit zweierlei Maß zeigt, daß eben nicht alle Menschen vor dem Gesetz gleich sind (gegen Art. 3, Abs. 1 GG). Denn unsere „Rechts“ordnung ist zum „Recht des Stärke​ren“ verkommen. Und die höchsten Übermenschen, also die Juden, haben nun einmal mehr Macht als die niedersten Untermenschen, die sich noch in den Leibern ihrer Mütter befinden. 

Da es vielen schwerfällt nachzuvollziehen, daß sogar Bundesverfassungsrichter vorsätzlich das Recht beugen könnten, deshalb werden die einzelnen Rechtsbeugungen nicht in zeitlicher Reihen​folge behandelt, sondern es wird mit der dreistesten Rechtsbeugung begonnen. Kein Rechtsgelehr​ter kann widerlegen, daß es sich um eine solche handelt. Wer erst einmal begriffen hat, daß es auch beim Bundesverfassungsgericht in der Tat Rechtsbeugung gibt, der kann die anderen Beispiele für dieses Verbrechen leichter nachvollziehen.

Grundrecht für rechtswidrige Menschentötungen

Am 27. 10. 1998 entschied das Bundesverfassungsgericht, daß ein bay​risches Gesetz, wo​nach Tötungsspezialisten für ungeborene Kinder höchstens 25 % ihrer Einnahmen durch sogenannte „Schwangerschaftsabbrüche“ erzielen dürfen, mit dem Art. 12 Abs. 1 des Grundge​setzes unverein​bar sei. Dieser Artikel lautet: „Alle Deut​schen haben das Recht, Beruf, Arbeitsplatz und Ausbildungs​stätte frei zu wählen. ...“

Im Klartext: Das Grundrecht der freien Berufswahl gelte somit auch für (allerdings „ge​setzes​treue“) Berufskiller. Im gleichen Urteil (S. 297) wird eingeräumt, daß die als „Schwangerschaftsab​brüche“ verharmlosten vorsätzlichen Menschentötungen „rechtswid​rig“ sind. Die vor dem Bundes​verfassungsgericht klagenden Berufskiller haben somit ein Grundrecht, Menschen rechtswidrig töten zu dürfen. Und das, obwohl es im Grundgesetz auch heißt: „Jeder hat das Recht auf Leben“ (Art. 2, 2) und „Die Todesstrafe ist abge​schafft“ (Art. 102). Folglich kann doch niemand ein Grund​recht ha​ben, andere Menschen, die alle ein Recht auf Leben haben, töten zu dürfen.

Außerdem lernen die Studenten der Rechtswissenschaft zu Beginn ihres Studiums: Ein und die​selbe Tat kann nicht sowohl rechtmäßig als auch rechtswidrig sein. Das wäre ein Selbstwider​spruch. Diese Binsenweisheit bedeutet, daß rechtswidrige Menschentötun​gen nicht rechtmäßig sein können. Und wenn die rechtswidrigen Menschentötungen nicht rechtmäßig sind, dann kann auch niemand ein Grundrecht haben, offenkundig unschuldige Menschen rechtswidrig töten zu dürfen. Da es völlig undenkbar ist, daß den hochgelehrten Bundesverfassungsrichtern Graßhof, Papier, Grimm, Kühling, Jaeger, Haas und Hömig die den Studienanfängern vermittelte Binsen​weisheit, daß ein- und die​selbe Tat nicht sowohl rechtmäßig als auch rechtswidrig sein kann, un​bekannt sein könnte, deshalb haben diese Richter vorsätzlich das Recht gebeugt. Und Rechts​beugung ist nach der Definition des Strafgesetzbuches (§ 339 und § 12 StGB) ein Verbrechen. Somit sind Verbrecher als Verfas​sungs„hüter“ tätig. Und diese Verbrecher werden das Recht auch in anderen Bereichen beugen, so daß der „Rechtsstaat“ zur Farce wird. 

Zu dem vermeintlichen Grundrecht, andere Menschen rechtswidrig töten zu dürfen, kam es da​durch, daß sich die „Recht“sprechung des Bundesverfassungsgerichtes geändert hat. Im Jahre 1975 hat der Erste Senat des Bundesverfassungsgerichtes entschieden, daß das Kind im Mutter​leib ein eigenständiges Recht auf Leben hat. Deshalb war die vom Bundestag beschlossene Fri​stenlösung, wonach alle Kinder bis zu dem willkürlich festgesetzten Alter von zwölf Wochen getö​tet werden dür​fen, grundgesetzwidrig.
 Doch die kriminelle Mehrheit des Bundestages ließ sich doch nicht durch irgendeinen Artikel des Grundgesetzes, der lediglich aus Papier und Drucker​schwärze besteht, stop​pen. Der Kindermord blieb formal rechtswidrig, und er ist es noch heute. Er wurde le​diglich in „Aus​nahmefällen“ straffrei gestellt. Doch diese „Ausnahmefälle“ sind so umfas​send, daß sie fast alle Kin​der bis zum Alter von zwölf Wochen umfassen. Da nur wenige juristi​sche Laien den Unterschied von straffrei und rechtmäßig kennen, gilt der Kindermord in der Be​völkerung allgemein als rechtmäßig. Sogar eine Richterin nannte ihn „gesetzestreu“.

Doch die Gegner des Kindermordes haben Wählerstimmen, um die sich die bayrische CSU bemühte. Deshalb erweckten diese Betrüger den unzutreffenden
 Eindruck, sie würden alles tun, um das Leben der Kinder zu schützen. Daher beschloß der CSU-dominierte bayrische Landtag ein Ge​setz, wonach Tötungsspezialisten für ungeborene Kinder maximal 25 % ihrer Einnahmen durch Menschentötungen erzielen dürfen. Gegen diese Einschränkung klagten die Berufskiller Friedrich Stapf und Dr. Andreas Freudemann beim Bundesverfassungsgericht. Doch dessen anderer Senat hatte bereits 1975 festgestellt, daß die vorgeburtlichen Menschentötungen rechtswidrig sind. Doch was kümmert die Bundesverfassungsrichter Graßhof, Papier, Grimm, Kühling, Jaeger, Haas und Hömig, was rechtswidrig ist? „Legal, illegal, sch…egal” – dieser Slogan der 68er Chaoten ist die Auffassung, die die Bundesverfassungsrichter mit allen anderen Kriminellen verbindet.

Die unbegrenzte Auslegung

Mit dem zeitlichen Abstand zur Hitlerzeit litt das Bewußtsein, daß es die Abkehr von Gott war, die die Nazigreuel erst ermöglicht hatte. Mit dem erneuten Abfall von Gott wurden vorsätzli​che Men​schentötungen in zunehmendem Maße wieder konsensfähig. Diesem gesellschaftlichen Wandel trug die „Recht“sprechung des Bundesverfassungsgerichtes Rechnung. Wie kann sich die „Recht“sprechung ändern, ohne daß zuvor der Wortlaut des Grundgesetzes geändert wurde? Die Antwort liegt in der „unbegrenzten Auslegung“. „Die unbegrenzte Auslegung“ ist der Titel einer Habi​litationsschrift
, die die Akrobatik bei der Gesetzesauslegung der Nazis zum Gegenstand hat. Wäh​rend der Hitlerzeit wurden besonders Gesetze aus der Zeit von vor 1933 einer „Auslegung nach den geläuterten Anschauung der Gegenwart“ unterzogen.
 Das wirkte sich z. B. so aus, daß der Mieter​schutz nicht für Juden galt, weil die​ser Schutz die Zugehö​rigkeit zur Hausgemeinschaft voraussetze. Ein Leben mit Juden in derselben Hausgemeinschaft sei aber unzumutbar. Die un​begrenzte Ausle​gung bestand darin, daß die Tatsache ignoriert wur​de, daß das Mieterschutzge​setz von 1923 den Begriff der „Hausgemeinschaft“ nicht kennt.
 Ein betroffener Jude konnte durch alle Instanzen prozes​sieren. Er hatte keinen Erfolg, weil nicht der Gesetzestext entschei​dend war, sondern der poli​tische Wille. Und der hatte sich in der Zeit von 1923 bis 1933 gewan​delt. 

Ebenso gewandelt hat sich der politische Wille seit Verabschiedung des Grundgesetzes. So galt 1950 der Gedanke als absurd, daß ein Mann einen anderen Mann „heiraten“ könnte. Charak​teristisch für Homosexuelle ist der ständige Partnertausch, so daß sie keine lebenslangen Part​ner​schaften eingehen. Homosexuelle sind auch verstärkt an Kindern und Jugendlichen interes​siert.
 Diese Neigung dürfte der Hauptgrund sein, eine Homo„ehe“ anzustreben, die die Adoption von Kin​dern erst ermöglicht. 1950 hätte das Bundesverfassungsgericht Kinder nicht solchen per​versen Menschen anvertraut. Doch heute gibt es den Interessen dieser psychisch gestörten Min​derheit den Vorrang vor den Erfordernissen des Kindeswohles. Die relevanten Formulierungen des Grundgeset​zes wurden nicht geändert. Doch inzwischen hat das Grundgesetz eine „Ausle​gung nach der ge​läu​terten Anschauung der Gegenwart“ erfahren.  
Eine „Auslegung nach der geläuterten Anschauung der Gegenwart“ erfuhr  auch das Grund​recht auf Leben. Im Jahre 1975 wurde dieses Grundrecht auch den Kindern im Mutterleib noch zu​erkannt. Doch bis zum Jahre 1998 wurde dessen „Auslegung“ von „der geläuterten Anschauung der Gegenwart“ erfaßt. Die alte Rechtsprechung, wonach der Kindermord „rechtswidrig“ ist, wurde nicht widerrufen. Denn das hätte bedeutet, daß frühere Richter einen Fehler gemacht hätten. Konnten aber frühere Bundesverfassungsrichter irren, dann können auch die heutigen Richter irren. Der Nim​bus der eigenen Unfehlbarkeit wäre somit ernsthaft gefährdet. Und so ließ man die Rechtswid​rigkeit des Kindermordes scheinbar unangetastet. Doch als Zugeständnis an die „ge​läuterten An​schauung der Gegenwart“ gestand man den Berufskillern das „Grundrecht der freien Berufswahl“ (Art. 12 GG) zu. Es wäre zu erklären, warum das „Grundrecht der freien Berufswahl“ nur für „rechtswidrige“ Kin​destötungen gelten soll, nicht aber ebenso  für „rechtswidrigen“ Rausch​gifthandel, für „rechtswidri​gen“ Bankraub, für „rechtswidrige“ Schutzgelderpressung“, für „rechts​widrige“ Mafia​tötungen u. s. w. Wenn das Grundrecht der Freien Berufswahl für Tötungsspeziali ​sten für ungebo​rene Kinder gilt, warum soll es dann nicht ebenso für Mafiakiller gelten? Durch ein „Grundrecht“ für irgendwelche „rechtswidrigen“ Taten wird der letzte Rest von Rationalität aus der „Recht“sprechung entfernt. Der „Rechtsstaat“, falls es ihn vorher gegeben haben sollte, ist nun endgültig durch die „unbegrenzte Auslegung“ der Nazis beseitigt.
Das Bundesverfassungsgericht über dem Grundgesetz

Die Abkehr vom „Rechtsstaat“ zeigt sich auch bei der „unbegrenzten Auslegung“ des Grund​rechtes der Freien Meinungsäußerung (Art. 5 GG). Dieses kann nur durch allgemeine Ge​setze ein​geschränkt werden, nicht aber durch Sondergesetze ( Art. 5, Abs. 2 GG). Doch es gibt § 130 Straf​gesetzbuch (StGB), der das Leugnen und sogar das Verharmlosen des nationalsozialistischen Völ​kermor​des mit bis zu fünf Jahren Gefängnis bedroht. Dieses Gesetz ist eindeutig ein Sonderge​setz und kein allgemeines Gesetz. Denn jeder andere Völkermord, z. B. der Babycaust, Stalins Mordta​ten, die Indianerausrottung u. s. w. darf straffrei geleugnet werden, nur Hitlers Völkermord nicht. Nachdem viele Gerichte dreist gelogen hatten, § 130 StGB sei ein allgemeines Gesetz, hat sich nun endlich (Entscheidung vom 4. Nov. 2009) das Bundesverfassungsgericht mit dem Maul​korb​paragra​phen befaßt (BVerfGE 124, 300). Das Bundesverfassungsgericht hat eingeräumt, daß es sich um ein „nichtallgemeines Gesetz“ handelt. Doch angesichts der besonderen Geschichte sei dem Art. 5 „eine Ausnahme vom Verbot des Sonderrechts für meinungsbezogene Gesetze imma​nent“ (S. 300). Doch damit legt das Bundesverfassungsgericht das Grundgesetz nicht nur aus, son​dern es stellt sich über das Grundgesetz. Niemand kann damit argumentieren, daß die Väter des Grundgesetzes damals noch nicht gewußt hätten, was wir heute über den Holocaust wissen. Ob​wohl ihnen die Hitler-Verbrechen bekannt waren, hatten sie festgelegt, daß das Grundrecht der freien Meinungsäußerung nur durch allgemeine Gesetze eingeschränkt werden darf, nicht aber durch Sondergesetze. Das mag man kritisieren. Aber die Bundesverfassungsrichter stehen nicht über, sondern unter dem Grundge​setz. Sie haben dessen Text anzuwenden, auch wenn sie ihn an​ders formuliert hätten. Der Text des Grundgesetzes ist maßgebend, nicht aber irgendein politi​scher Wille. Wird aber gegen den Wortlaut des Grundgesetzes politisch entschieden, dann ist das eindeu​tig Rechtsbeugung. 

Der Völkermord am Gottesvolk – eine weitere Rechtsbeugung

In seiner Präambel verpflichtet das Grundgesetz sämtliche Regierungen und Gesetzgeber, in der Verantwortung vor Gott zu entscheiden. Außerdem ist in Landesverfassungen, z. B. der des Frei​staates Bayern (Art. 131, Abs. 2), „Ehrfurcht vor Gott“ unter den obersten Bildungszielen ge​nannt. Unvereinbar mit diesen hehren Vorgaben ist es, wenn bereits Grundschulkindern Sexual​kontakte als überaus lustvoll angepriesen werden. Sinn und Zweck des schulischen Pornounter​richtes und des schulischen Okkultismus kann doch nur der sein, die Kinder von Christus zu tren​nen. Denn selbst diejenige, die noch nie eine geöffnete Bibel gesehen haben, wissen, daß es in der Heiligen Schrift heißt: „Weder die Unzüchtigen, noch die Götzendiener, noch die Ehebrecher, noch die Homosexu​ellen, noch ... werden das Reich Gottes ererben“ (1. Kor. 6,9f). Grundlage für den schuli​schen Por​nounterricht sind die „Empfehlungen zur Sexualerziehung in den Schulen“ der Stän​di​gen Konferenz der Kultusminister vom 3. Okt. 1968. Mit diesen Richtlinien befaßte sich spä​ter das Bundesverfas​sungsgericht in seiner Entscheidung vom 21. 12. 1977.
 Darin wird zwi​schen  „bloße(r) Wis​sensver​mittlung“ und der „eigentlichen Sexualerziehung“ unterschieden (S. 75). Er​stere sei nicht zu bean​standen. 

Was unter „bloße(r) Wissensvermittlung“ verstanden wird, zeigt ein Schriftstück, das ein er​zürn​ter Vater im Schuljahr 1998/99 von der Pinnwand eines Klassen​zimmers der Bessunger Schule in Darmstadt (Hessen), in der seine Tochter die dritte Schulklasse besuchte, entfernt hat. Die​ses Schrift​stück enthielt unter anderem folgende Fragen, die offensichtlich der „Wissensvermittlung“ der Drittklässler dienen sollten: „Warum wird bei einer Frau die Va​gina feucht? Warum wird bei einem Mann, wenn er eine Frau sieht, die ihm gefällt, der Penis steif und lang? Was für ein Gefühl ist es, wenn Vagina und Penis sich treffen?“ Die Bundesverfassungsrichter müssen im Jahre 1977 doch vorhergesehen haben, daß solch ein Pornodreck unter „Wissensvermittlung“ verstanden werden wird. Selbstverständlich kannten sie den Slogan der 68er Chaoten: „Wer zweimal mit der​selben pennt, gehört schon zum Establishment“. Somit war der Inhalt einer „Wissensvermittlung durch 68er Lehrer vorhersehbar. 

Doch die moralische Verkommenheit der Bundesverfassungsrichter Dr. Benda, Dr. Haager, Dr. Böhmer, Dr. Simon, Dr. Faller, Dr. Hesse, Dr. Katzenstein und Dr. Niemeyer  zeigen folgende Zitate aus den „Empfehlungen zur Sexualerziehung in den Schulen“, die in zustimmender Weise über​nommen wurden: „Sexualität als eine der Quellen von Lust und Le​bensfreude muß heute auch in der Erziehung junger Menschen ausdrückliche Anerkennung finden. Eine Sexualerzie​hung, die sich vor​wiegend nur negative Ziele setzt, indem sie abschirmt oder unter​drückt, kann den Anforde​rungen unserer Zeit nicht genügen“. „Nicht sexuelle Libertinage ist das Leit​bild, aber auch nicht Prüderie und sexuelle Unterdrückung“. „Es ist wichtig, daß ein kritisches Ver​ständnis für geltende Normen entwic​kelt wird“. Außerdem ist von „Erziehung zu einem verantwortli​chen geschlechtlichen Verhalten“ die Rede.
 In dem bereits beschriebenen Kontext kann mit „verantwortli​chen geschlechtli​chen Verhal​ten“ unmöglich die Enthaltsamkeit vor der Ehe und die Treue in der Ehe gemeint sein. 

Verräterisch sind die zitierten „Anforderungen unserer Zeit“, die für den Inhalt der Sexualer​zie​hung maßgebend zu sein hätten. Das ist die gleiche Denkweise wie die unbegrenzte Auslegung der Nazis, die ebenfalls nichts von geschlechtlicher Sauberkeit gehalten hatten. Das Grundgesetz ver​pflichtet dagegen die Bundesverfassungsrichter, in der „Verantwortung vor Gott“ zu entschei​den. Folglich ist nur solch eine Sexualerziehung mit dem Grundgesetz vereinbar, die die Enthalt​samkeit vor der Ehe und die lebenslange Treue zu ein- und demselben Ehepartner des anderen Ge​schlech​tes zum Ziel hat.

Doch der politische Wille ist, das Gottesvolk auszurotten. Das soll dadurch geschehen, daß man die Jugend so früh wie möglich auf dem Breiten Weg der Unzüchtigen, der Okkultisten, der Ehebre​cher und der Homosexuellen „integriert“ und dadurch von Christus trennt (Matth. 7,13; 1. Kor. 6,9). Eine derartige vorsätzliche Trennung von Christus erfüllt den Straftatbestand des Völ​kermordes. Dieses Verbrechen ist in § 6 des „Gesetz(es) zur Einführung des Völkerstrafgesetzbu​ches“ vom 26. Juni 2002 (BGBl. 2002, Teil I, Nr. 42 S. 2254) folgen​dermaßen definiert: „Wer in der Absicht, eine natio​nale, rassische, religiöse oder ethnische Gruppe als solche ganz oder teil​weise zu zerstören, 1. ein Mit​glied der Gruppe tötet, 2. einem Mitglied der Gruppe schwere körper​liche oder seeli​sche Schäden, insbesondere der in § 226 des Strafgesetzbu​ches [Schwere Kör​perverletzung] bezeichne​ten Art, zufügt, 3. die Gruppe unter Le​bensbedin​gungen stellt, die geeignet sind, deren körperliche Zerstö​rung ganz oder teilweise herbeizufüh​ren, 4. Maßregeln verhängt, die Geburten innerhalb der Gruppe ver​hindern sol​len, 5. ein Kind der Gruppe gewalt​sam in eine andere Gruppe überführt, wird mit le​benslanger Frei​heits​strafe bestraft“ [Hervorhe​bungen hinzugefügt].

Das Gottesvolk ist sowohl eine religiöse als auch eine ethnische Gruppe. Deren ethnische Be​sonderheit ist, daß dessen Glieder in ihrem ganzen Leben nur mit einem einzigen Ehepartner des anderen Geschlechts zu tun haben. Und die Kinder dieser Gruppe sollen gewaltsam „in eine an​dere Gruppe“, in die Gruppe der Unzüchtigen, der Ehebrecher, der Götzendiener und der Homo​sexuellen „überführt“ werden. Und dieser Völkermord ist politisch gewollt und wird deshalb vom Bundesver​fas​sungsgericht unterstützt. Sollte diesem Ansinnen das Papier und die Druckerschwärze, aus de​nen das Grundgesetz besteht, entgegenstehen, dann wird das Grundgesetz eben durch die schon von den Nazis praktizierte „unbegrenzte Auslegung“ entsprechend zurechtgebogen. 

Gelegenheit für eine derartige Rechtsbeugung hatten Bundesverfassungsrichter, als sie über eine Verfassungsbeschwerde gegen die Schulbesuchspflicht zu entscheiden hatten. Eltern wollten nämlich ihre Kinder vor den Völkermördern schützen und unterrichteten diese selbst. Doch das tole​rierten die Behörden und die Gerichte nicht. Daraufhin legten die Eltern Verfassungsbe​schwerde ein. Wie in solchen Fällen üblich, wurde diese nicht zur Entscheidung angenommen. Doch der Nichtan​nahmebeschluß (1 BvR 436/03, veröffentlicht auf www.johannes-lerle.net) wurde ausführlich begrün​det. Formulierungen daraus finden sich wortwörtlich in vielen Gerichtsentschei​dungen wie​der, wenn auch ohne Quellenangabe. Und das auch in solchen Gerichtsentscheidun​gen, bei denen es nicht um die Schulbesuchspflicht als solcher, sondern lediglich um die ver​pflichtende Teilnahme an einzelnen Unterrichtsstunden pornographischen Inhaltes ging. Somit ist der formale Nichtan​nahmebeschluß faktisch eine Entscheidung gegen Art. 6, Abs. 2 des Grund​gesetzes, wo es heißt: „Pflege und Erzie​hung der Kinder sind das natürliche Recht der Eltern und die zuvörderst ihnen obliegende Pflicht“ [Hervorhebung hinzugefügt]. Die „unbegrenzte Ausle​gung“, durch die die Grund​rechte faktisch be​seitigt werden, läuft folgendermaßen ab: Ein Grund​recht findet seine Schranke in einem anderen Grundrecht. Es wird eine völlig willkürliche Grenz​ziehung vorgenommen, so daß von dem angeblich zu schützenden Grundrecht faktisch fast nichts mehr übrigbleibt. Doch ein Grund​recht, welches das Erziehungsrecht der Eltern einschränken könnte, gibt es nicht. Deshalb wird solch ein Grundrecht dadurch herbeigelogen, daß ein anderer Artikel des Grundgesetzes, einer „un​beschränkten Ausle​gung“ unterzogen wird. In Art. 7 Abs. 1 Grundgesetz (GG) heißt es: „Das ge​samte Schulwesen steht unter Aufsicht des Staates“. Doch das ist noch kein „Staatlicher Erzie​hungsauftrag“, wie in dem be​reits erwähnten Nichtannahmebe​schluß behauptet. Eine staatliche Aufsicht über das Gaststättenwe​sen bedeutet doch auch nicht, daß die Gastronomie einen staatli​chen Speisungsauftrag hätte, so daß es strafbar wäre, das Gaststättenessen abzulehnen und statt dessen selbst zu kochen. Von dem erlogenen staatlichen Erziehungsauftrag behaupten die Karlsru​her Rechtsbeuger Jaeger, Hö​mig und Bryde auch noch, daß er dem elterlichen Erziehungsrecht „gleichgeordnet“ sei. Doch im Art. 6 GG heißt es: „Pflege und Erziehung der Kinder sind das natür​liche Recht der Eltern und die zuvörderst ihnen oblie​gende Pflicht“. „Zuvörderst“ ist aber etwas anderes als „gleichgeordnet“. Und wenn im Konflikt​fall die Schule zur Freude der Pädokriminellen den Grundschulkindern die „Se​xualität als eine der Quellen von Lust und Lebensfreude“ anpreist, die Eltern ihre Kinder aber von derartigem Porno​dreck fernhalten wollen, dann wird in der Praxis der erlogene angeblich gleichge​ordnete Erzie​hungsauftrag des Staates der grundgesetzlichen Erzie​hungspflicht der Eltern vorgeord​net.

Wie man es braucht

Entlarvend ist folgende Formulierung aus dem bereits erwähnten Nichtannahmebeschluß, die sich in den Begründungen vieler Gerichtsentscheidungen wortwörtlich wiederfindet: “Die Allge​mein​heit hat ein berechtigtes In​teresse daran, der Entstehung von religiös oder weltanschau​lich moti​vierten ’Parallel​gesellschaften’ entgegenzuwirken und Minderheiten auf diesem Gebiet zu inte​grieren“ [Hervorhebungen hinzugefügt]. Diese Argumentation ist politisch und nicht rechtlich. Das Bundesverfassungsgericht hat nicht die Interessen des Staates zu vertreten, son​dern dessen Auf​gabe ist es vielmehr, die Schwachen vor einem übermächtigen Staat zu schützen. Die Definition von „Völkermord“ wurde bereits zitiert. Darin heißt es: „ein Kind der Gruppe gewalt​sam in eine an​dere Gruppe überführt“. Worin unterscheidet sich diese Definition von „Völkermord“ von folgender Formu​lierung aus dem Nichtannahmebeschluß: „der Entstehung von religiös oder weltanschaulich moti​vierten ’Parallel​gesellschaften’ entgegenzuwirken und Minderheiten auf die​sem Gebiet zu integrie​ren“? Was ist der Unterschied von „integrieren“ und „überführen“? Somit fördert das Bun​desverfas​sungsgericht den Völkermord am Gottesvolk, es fördert den Mißbrauch der Schulen als Kindermis​sionierungsanstalten für ein „kritisches Verständnis für die geltenden Normen“. Natürlich sind damit die Normen des Gotteswortes gemeint und nicht die Normen der 68er Chaoten, bei de​nen es in se​xuellen Dingen zugeht wie im Kaninchenstall.

Bundesverfassungsrichter verhalten sich somit wie eine Gangsterbande, die sich einen Dreck um irgendwelche Gesetze schert, sondern ihre kriminellen Möglichkeiten ausschöpft, um den Völ​ker​mord zu unterstützen. Beim Völkermord gehen die Bundesverfassungsrichter derart dreist vor, daß es sie nicht einmal zu stören scheint, daß sie sich innerhalb des bereits zitierten Nichtannah​mebe​schlusses selbst widersprechen und daß der Nichtannahmebeschluß im Widerspruch zum Kruzifix​urteil (vom 16. Mai 1995, BVerfGE 93, 1) steht. Gemäß dem Nichtannahmebeschluß soll der Schul​besuch auch unerläßlich sein, um „Durchsetzungsvermögen und Selbst​behauptung einer von der Mehrheit abweichenden Überzeugung“ effektiver einzu​üben. Hier wird ein logisch denken​der auf​merksamer Leser stutzig. Wozu soll der Schulbe​such also dienen? Einerseits soll er der Anglei​chung bzw. Assimilation einer Minderheit an die Mehrheit dienen, um „der Entstehung von religiös oder weltanschaulich motivierten ’Parallelgesellschaften’ entgegenzuwirken und Minder​heiten auf diesem Gebiet zu integrie​ren“, andererseits soll aber „Durchsetzungsvermögen und Selbstbehaup​tung einer von der Mehrheit abweichenden Überzeugung“ „effektiver“ eingeübt wer​den. Das ist doch ein Wi​derspruch.

Daß Bundesverfassungsrichter keineswegs dazu beitragen wollen, daß „Durchsetzungsver​mö​gen und Selbstbehauptung einer von der Mehrheit abweichenden Überzeugung“ eingeübt wird, zeigt ihr Kruzifixurteil
, das auch von Bundesverfassungsrichterin Jaeger, die später den Nichtan​nahmebe​schluß mittragen wird, unterschrieben wurde. In diesem heißt es: „Die Anbringung eines Kreuzes oder Kruzifixes in den Unterrichtsräumen einer staatlichen Pflichtschule, die keine Be​kennt​nis​schule ist, verstößt gegen Art. 4 Abs. 1 GG“. In der Urteilsbegründung heißt es: „Es [das Kreuz im Klassenzimmer] hat appellativen Charakter und weist die von ihm symbolisierten Glau​bensinhalte als vorbildhaft und befolgungswürdig aus. Das geschieht überdies gegen​über Perso​nen, die aufgrund ihrer Jugend in ihren Anschauungen noch nicht gefe​stigt sind, Kritikver​mögen und Ausbildung eigener Standpunkte erst erlernen sollen und daher einer mentalen Be​einflussung besonders leicht zugänglich sind“ (S.20, Hervor​hebungen hinzugefügt). Die Kinder ha​ben also demnach noch zu wenig Kritikvermögen und einen noch nicht ausreichend gefestigten Standpunkt, um beim Anblick des Kreuzes Christi keinen „Schaden“ zu nehmen.

Doch in bezug auf Pornounterricht, Okkultismus, Evolutionslehre u. s. w. wird gesagt, die Kin​der müßten mit derartigen Inhalten konfrontiert werden, um sich selbst ein Urteil bilden zu können. Hier wird also im Widerspruch zum Kruzifixurteil bereits den kleinen Kin​dern ein selbständiges Urteils​vermögen unterstellt. Hier wird offensichtlich mit zweierlei Maß gemessen zugunsten der antichristli​chen materialistischen und humanistischen staat​lichen Weltanschauung.

Im Kruzifixurteil lesen wir auch von der “Freiheit, kultischen Handlungen eines nicht geteilten Glaubens fernzubleiben“ (S. 15). Davon, daß Kinder außerhalb der Schule frem​den Glaubensbe​kun​dungen begegnen, unterscheiden die Bundesverfassungsrichter „eine vom Staat geschaffene Lage, in der der Einzelne ohne Ausweich​möglichkeit dem Einfluß eines bestimmten Glaubens, den Hand​lungen, in denen dieser sich manifestiert, und den Symbolen, in denen er sich darstellt, ausge​setzt ist“ (S. 16). Insofern entfalte – so das Kru​zifixurteil – der Grundgesetzartikel von der Glau​bensfreiheit „seine freiheitssichernde Wir​kung gerade in Lebensbereichen, ... die vom Staat in Vor​sorge genom​men worden sind“ (S. 16). Doch den Gläubigen wird nicht gestattet, von anti​christlichen Kult- und Glaubens​handlungen fernzubleiben. Auch das ist Messen mit zweierlei Maß.

Diesen Vorwurf würden die Bundesverfassungsrichter empört von sich weisen, schrei​ben sie doch im Nichtannahmebeschluß von der „Verpflichtung der staatlichen Schulen zu Neutralität und Toleranz“ und: „Diese Verpflichtung stellt bei strikter Beach​tung nicht nur sicher, daß un​zumut​bare Glaubens- und Gewissenskonflikte nicht entstehen und eine Indok​trinierung der Schüler auf dem Gebiet der Sexualerziehung unterbleibt ...“ [Hervorhebungen hinzugefügt]. Mit der gleichen Logik könnte man ein Verbot von Türschlössern rechtfertigen. Denn der Diebstahl ist verboten. Und dieses Verbot stellt bei „strikter Beachtung“ sicher, daß Diebstahl „unterbleibt“. Von den christlichen Be​schwerdeführern wurde dargelegt, daß der staatliche Pornounterricht ge​rade keine Toleranz übt gegenüber den Anschauungen der christlichen „Parallelgesellschaft“. Denn die Kinder werden hier​bei gezwungen, anzu​schauen, anzuhören, zu reden und zu schreiben – und somit animiert zu tun! –, was den Normen des von ihnen geglaubten Gotteswortes wider​spricht. Indem die sogenannten Verfassungs„hüter“ Jaeger, Hömig und Bryde sich weigern, diese Zustände, wie sie unter Mißach​tung der bestehenden Rechtsnorm gang und gäbe sind, bei ihrer Beschlußfassung zu berücksichti​gen, verweigern sie der christlichen Minderheit den Schutz der im Grundge​setz verankerten „unver​letzlichen und unveräußerlichen Menschenrechte“ (Art. 1, Abs. 2 GG). Sie entlarven sich dadurch als Verfassungsfeinde, denen jegliches rechtsstaatliches Denken fremd ist. 

Schlußbemerkung

Viele weitere Beispiele von Rechtsbeugung durch das Bundesverfassungsgericht ließen sich anführen. Doch diese Zeilen beschränken sich bewußt auf die dreistesten Fälle. Es soll nämlich ver​hindert werden, daß Gegenargumente hervorgebracht werden, die dann entkräftet werden müß​ten. Ein Austausch von Argumenten und Gegenargumenten könnte von der Tatsache ablen​ken, daß nicht nur fehlerhafte Rechtsauslegung das Problem ist, sondern vorsätzliche Rechtsbeu​gung. Und Rechtsbeugung ist nach der Definition des Strafgesetzbuches ein Verbrechen, das mit einem bis fünf Jahren Gefängnis bedroht wird.
 Dadurch sind Bundesverfassungsrichter mit ande​ren Verbre​chern vergleichbar. Wäre bisher noch nie ein Bankräuber verurteilt worden, dann wäre keine Bank sicher, ganz gleich, wie hoch das angedrohte Strafmaß ist. Bisher wurde noch nie ein Richter der Bundesrepublik Deutschland wegen des Verbrechens der Rechtsbeugung ver​urteilt. Doch in jedem Beruf gibt es „schwarze Schafe“, folglich auch unter den Richtern. Aber Richter können nur durch andere Richter verurteilt werden. Und die Richter halten so zusammen wie die Mafiosi ein- und der​selben Mafiabande. Diese ständige Erfahrung drückt der Volksmund folgendermaßen aus: „Eine Krähe hackt der anderen kein Auge aus“. Folglich ist zu befürchten, daß auch die Verbrecher im Bundesverfassungsgericht nicht ins Gefängnis kommen, sondern ihre Verbrechen der Rechts​beugung auch in Zukunft fortsetzen. Daran wird auch der idiotensichere Nachweis der Rechtsbeu​gungen durch diesen Text nichts ändern.
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